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Drucksache IV/ 495 


Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur dritten 
Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Umdruck 25 , Drucksachen IV/92, IV/193 — 


A. Bericht des Abgeordneten Rommerskirchen 


Bei der dritten Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Geset- 
zes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes — Druck- 
sachen IV/92, IV/193 — in der 16. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 22. Februar 1962 hat die 
Fraktion der SPD folgenden Entschließungsantrag 
eingebracht: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

dem Verteidigungsausschuß zu berichten, wie die 
Bundesregierung im Hinblick auf die Verlänge- 
rung des Grundwehrdienstes die staatsbürgerliche 
Unterrichtung der Soldaten und dabei die Mit- 
wirkung derjenigen unseren Staat mittragenden, 
demokratischen Kräfte, die nicht der derzeitigen 
Regierungskoalition angehören, zu gestalten ge- 
denkt." 

Der Verteidigungsausschuß hat diesen Umdruck in 
seiner Sitzung vom 9. Mai 1962 behandelt und ein- 
gehend die bisherigen Bemühungen innerhalb der 
Bundeswehr auf dem Gebiet der politischen Bildung 
sowie Möglichkeiten ihrer Verstärkung und Vertie- 
fung beraten. 

Grundlage ist § 33 des Soldatengesetzes, in dem 
die staatsbürgerliche und völkerrechtliche Unterwei- 
sung aller Soldaten unter Wahrung der Überpartei- 
lichkeit verankert ist. Auch für diesen Teil des 
Wehrdienstes liegt die Verantv/ortung beim mili- 
tärischen Vorgesetzten. 

Die politische Bildung, die auf dem Wege der In- 
formation und Unterrichtung, der psychologischen 
Rüstung und verantwortlichen Menschenführung 


verwirklicht wird, gilt als wesentlicher Teil der ge- 
samten inneren Führung. Ihr wird innerhalb der 
Bundeswehr besonderes Augenmerk gewidmet. Ziel 
aller Bemühungen ist es, den Soldaten zu einem 
überzeugten Anhänger der freiheitlich-demokrati- 
schen Rechts- und Lebensordnung, zu einem einsatz- 
freudigen Streiter für die Festigung, Erhaltung und 
Sicherung der tragenden Ideen und Werte der freien 
Welt zu machen. Darum soll er auch mit den Metho- 
den und Mitteln der psychologischen Kampfführung, 
die unfreiheitliche Systeme anwenden, vertraut ge- 
macht werden. In der Neufassung der HDv 100/2 
(TF 60) wie in verschiedenen Vorschriften und Hin- 
weisen sind Grundlage, Form und Ziel der politi- 
schen Bildung deutlich aufgezeigt. 

Der Beirat für Innere Führung beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung ist an der Beratung über In- 
halt und Methode der politischen Bildung zugunsten 
einer immer besseren Durchführung beteiligt. Beim 
Auftreten von Schwierigkeiten, die bislang vor- 
nehmlich mit der verhältnismäßig geringen Zeit, die 
für den lehrbaren Teil zur Verfügung stand, sowie 
mit dem teilweise dürftigen Stand an Elementar- 
kenntnissen bei den Soldaten einerseits und dem 
anfangs ungenügenden Lehrmaterial andererseits 
zusammenhingen, wurden sowohl dieser Beirat wie 
auch andere kompetente Institutionen — z. B. die 
Bundeszentrale und die Landeszentralen für Heimat- 
dienst — eingeschaltet. Die Erfahrungen und Er- 
kenntnisse innerhalb der Erwachsenenbildung, die 
vor ähnliche Schwierigkeiten gestellt ist, werden 
laufend ausgewertet. Den für die Durchführung der 
politischen Bildung Verantwortlichen ist zu diesem 
Zweck ein enger Kontakt mit den zivilen Bildungs- 
kräften anempfohlen. 


Druck; Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Die Aus- und Fortbildung der Unterweisenden er- 
folgt in der laufenden Offiziersausbildung, in Schu- 
len der Teilstroitkräfte sowie in der Schule der 
Bundeswehr für Innere Führung. Dem Einsatz des 
direkten Vorgesetzten der Soldaten, der ihre geisti- 
gen Interessen und Sorgen am besten kennenlernt 
und die Lebenswirklichkeit mit ihnen teilt, wird aus 
guten Gründen der Vorrang vor dem Einsatz beson- 
derer Bildungsspezialisten gegeben. 

Den erweiterten Möglichkeiten aufgrund der 
Wehrdienstverlängerung wird durch eine Vermeh- 
rung der Unterrichtsstunden sowie durch eine Aus- 
gestaltung des Stoffplans Rechnung getragen. Die 
Vorgesetzten aller Grade sind gehalten, sich auf- 
grund der neuen Gegebenheiten mit ihrer diesbe- 
züglichen Aufgabe noch intensiver vertraut zu 
machen. 

Der Unterricht wird ergänzt durch Informations- 
mittel, die vom Führungsstab der Bundeswehr er- 
stellt werden. Zur Zeit handelt es sich um die Mo- 
natsschrift „Information für die Truppe", um die un- 
regelmäßig erscheinenden Hefte der „Schriftenreihe 
Innere Führung" und den monatlich erscheinenden 
Dokumentarfilm „Das Fenster". Zum Zwecke der 
aktuellen Information wird den Einheiten der Bezug 
von Tageszeitungen und Zeitschriften (auf ca. 10 Sol- 
daten eine) ermöglicht. Darüber hinaus werden im 
Rahmen eines Vortragsdienstes Persönlichkeiten aus 
den verschiedensten Bereichen der freien Gesell- 
schaft an der politischen Information beteiligt. Auch 
bei all diesen Maßnahmen ist die Berücksichtigung 
der Überparteilichkeit zur Pflicht gemacht. 

Die Teilnahme von Soldaten an Bildungsmaßnah- 
men außerhalb der Bundeswehr v/ird im Rahmen der 
Möglichkeiten großzügig gefördert. 

Der Ausschuß, der die diesbezüglichen Absichten 
und Leistungen innerhalb der Bundeswehr lebhaft 


begrüßte, regte verschiedene Ergänzungen und Ver- 
besserungen an: 

die weitestmögliche Intensivierung der politischen 
Bildung; 

die begriffliche Angleichung an die Terminologie im 
Bereich der allgemeinen Jugend- und Erwachsenen- 
bildung, soweit vergleichbare Bildungsaufgaben und 
-Inhalte erfaßt werden; 

die jederzeitige Berücksichtigung, daß die politische 
Bildung das Wissen wie die Haltung, Kenntnisse 
wie Verhaltensweisen berücksichtigen muß,- 

die Auswertung politisch und rechtlich relevanter 
Begebenheiten innerhalb der Truppe; 

die Ausscheidung von Propaganda als Mittel wirk- 
licher Bewußtseins- und Willensbildung; 

die Vorstellung der verschiedenen staatstragenden 
Kräfte möglichst in der Form der Selbstdarstellung; 

die ständige Überprüfung und Ergänzung des Stoff- 
plans im Hinblick auf neue Sachverhalte; 

die Berücksichtigung der Notwendigkeit, auch einen 
komplizierten Stoff einfach darzustellen; 

die Einschaltung von zivilen Fachlehrern auf dem 
Gebiet der politischen Bildung an den Schulen für 
die Ausbilder; 

die Wahrnehmung der Verantwortung auch für das 
Aufklärungsmaterial, das innerhalb der Truppen- 
unterkunft inoffiziell zur Verteilung gelangt; 

die finanzielle Verbesserung der Möglichkeit, engen 
Kontakt mit den repräsentativen Kräften der freien 
Gesellschaft zu halten. 

Der Bundeswehr wurde einhellig der Dank für die 
bisher geleistete Arbeit im Bemühen um den „Bür- 
ger in Uniform" ausgesprochen. 


Bonn, den 14. Juni 1962 


Rommerskirchen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Umdruck 25 — auf 
Grund der Beratungen im Ausschuß für Verteidi- 
gung als erledigt zu erklären. 


Bonn, den 14. Juni 1962 


Der Ausschuß für Verteidigung 

Dr. Jaeger Rommerskirchen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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